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SitzungenimRathaus .

In der kommendenWochetritt der WienerStadtsenatamPienstag,
um10 Uhrvormittags zu einer Sitzung zusammen .Anschliessendandie
SitzungdesStadtsenateshältdieWienerLandesregierruageineSitzungab.

DerGemeinderatderStadtWientritt amFreitag ,um5 Uhrnach¬
mittagszueinerSitzungzusammen.

DerneueWohnbausteuerzuschlag.
Ausvielen Anfragenund Eingabenersieht der Magistrat ,dassüber

dieBestimmungendesneuenWohnbausteuergesetzesUnklarheitherrscht,ins-¬
besendere über die Bestimmung ," dassdurch den ZuschlagdieGesamtsteuer¬
leistung( bisherigeSteuersamtZuschlag )14vomHundertdesderSteuervor-¬
schreibungfür dasJahr1914zugrundegelegtenBruttomietzinses(Mietwertes)
mit Einschlussder Erhaltungs -undAmortisationsprozente ,in Goldgerech-¬
net ,ausmacht",undbeiGeschäftslokalendiesenBetrag"nichtübersteigen
darf " .Zunächstmussfestgestelltwerden,dassdieseBestimmungselbst-¬
verständlichnureine Begrenzungin der HöhedesZuschlages ,nie abereine
VeränderungderbisherbezahltenWohnbausteuerverursachenkann .Wennalso
die bisherige Wohnbausteuerauch mehrals die ebenerwähnten11 Prozentaus - ¬
macht ,wasbei VillenundgrösserenWohnungenderFall ist ,so ändertsich
anderbisherigenWohnbausteuernichts .Esist aberkeinZuschlagzubezah¬
len .HatdiebisherigeSteuerleistung14Prozentnichterreicht ,soist
höchstensdieErgänzungauf14Prozentals Zuschlagzuentrichten.

DieBerechnungder14Prozentist unbestrittenin allenFällen,
in denenderBemessungderderzeitigenWohnbausteuerderZinsvonAugust
1914oder ,in denseltenenFällender erstmaligenVermietungin derZeit
zwischen . August1914und28 .Jänner 1917 ,der bei der erstmaligenVer- ¬
mietungvereinbarteMietzinszugrundegelegtist .Wennaber derbetreffende
Mietgegenstandam . August1914nichtvermietetwarundauchseithernicht
odererst nachdem27 .Jänner1917vermietetwordenist ,oderendlichin
der räumlichenAusdehnung ,Beschaffenheitoder AusstattungeineVerän¬
derung erfahren hat ,sodass vomMagistrat ein Mietwert an Stelle desMiet- ¬
zinsesbestimmtwerdenmusste ,soentstehtdieFrage ,obunter"Mietwert"
der in dererwähntenBestimmungdesneuenWohnbausteuergesetzesinKlammer
beigesetzt ist ,der im Jahre 1914vonder Steueradministration oderder
vomMagistratbestimmteMietwertgemeintist .DerMagistratsteht aufdem
Standpunkt ,dassnurdervonihmbestimmteMietwertgemeintseinkann ,undzwar
schon deshalb ,weil sonst die sehr zahlreichen Objekte ,für die ein Miet - ¬
wert der Steueradministration für 1914 überhaupt nicht bestanden hat ,von
jeder Begrenzung ausgeschlossen wären .Es kann unmöglich die Absicht des
Finanzverfassungsgesetzessein ,zwareine Grenzein der Besteuerungjener
Objekte festzusetzen ,die im Jahre 1914 vermietet waren oder für die eintfür alle anderen ,Fälle
MietwertimHausuinssteuerbemessungsverfahrenbestimmtwar,aberKeinerlei
Grenze festzusetzen .Es würde zu weit führen ,alle anderen juristischen Grün¬
de ,die für die Ansientdes Magistrates sprechen ,anzuführen .DieBemessung
des Zuschlages wird also dieser Auslegung entsprechend vor sich gehen .

Selbstverständlichbleibt es jedemSteuerpflichtigenunbenommen,an dieAb- ¬
gabenberufungskommission oder auch an den Verwaltungsgerichtshof zu appel¬
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Die Bodenwertabgabeist nicht verfassungswadrig .
Ein Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes .

Ter Verfassungsgerichtshofhat gestern das Erkenntnisübereine
vor kurzemverhandelte Beschwerdeder NorthBritish and MercantileIn¬
surance . L .verkündet .In der Beschwerdewar Verletzung desverfassungs¬
mässig gewährleisteten Eigentumsrechtes durch einen Zahlungsauftrag der
Bodenwertabgabebehauptet worden .Der Verfassungsgerichtshof hat nun
ausgesprochen,dassdurchdenBescheidder WienerAbgabenberufungs¬
kommission ,womit die Beschwerdegegen den Zahlungsauftrag überdie
Bodenwertabgabeabgewiesenwurde ,das verfassungsgesetzlichgewährleiste-¬
te Eigentumsrechtnicht verletzt wordensei .Die Beschwerdesei daher

abgewiesen worden .Die Bodenwertabgabesei keineswegs eine mitder
Vermögenssteuer des Bundes gleichartige Abgabe .Die Behauptung ,dass

sie verfassungswidrig sei ,sei daher jedenfalls unrichtig .In derBe¬
gründung verwies der Verfassungsgerichtshof auf seine ständige Spruch¬
praxis unf auf seine beiden Erkenntnisse vomJuni 1931 ,die die Wert - ¬
zuwachsabgabebetreffen undauf die die belangte Behördeverwiesenhat - ¬

te .

Geplante Mittagssperre der Postämter .
Protest der BezirksvertretungLandstrasse .

NachZeitungsnotizenundMitteilungenhat diePostverwaltung
die Absicht ,18 WienerPostämter ,die bisher den ganzenTaggeöffnet
waren ,in den Mittagsstunden ,von12 bis 14 Uhr ,zuschliessen .

Aufder Landstrassesollen die PostämterWien4l ,Hafengasse24 ,
und Wien128 ,Mohsgasse20 ,von dieser Massnahmebetroffen werden .Dadurch
würdejedoch die Bevölkerungund insbesondere die Geschäftsweltschwer
geschädigt .Bisher können nämlich eingeschriebene Briefe,Wertsendungen ,

Telegramme und andere Sendungen in der 1 Zeit von 8 bis 19Uhr
aufgegeben werden ;ausserdem haben Parteien ,die ein Postfach besitzen ,
das Recht ,schon ab 7 Uhr früh Sendungen aufzugeben .NachDurchführung
der geplanten Mittagssperre soll eine Aufgabe nur mehr von 8 bis 12Uhr
und von 14 bis 18 Uhr möglich sein .Ta erfahrungsgemäss die Geschäftswelt
und besonders die Kleingewerbetreibenden wegen Zeitmangels ihre Post¬
erledigungen in der Mittagszeit oder abends besorgen müssen ,bedeutetdie
geplante Sperre für sie Schaden und Zeitverlust .DieBezirksvertretung
Landstrasse hat daher in ihrer letzten Sitzung einstimmig den Beschluss
gefasst ,bei der Generaldirektion für das Post - ,Telegraphen - undFern¬
sprechwesen und bei der Postdirektion für Wien ,Niederösterreich unddas
Burgenland aus den angeführten Gründen gegen die geplante Sperrung der

Postämter in der Mittagszeit Protest zuerheben .
- . —————

352 Ausrückungen der Feuerwehr imNovember .
Die Wiener städtische Berufsfeuerwehr führte im November1931

insgesamt 352 Ausrückungen durch ,um 1037 Ausrückungen weniger als im
November 1930 .Die Verminderung der Zahl der Ausrückungen um mehr als tau - ¬

send erklärt süch daraus ,dass am 23 .und 24 .November 1930 Wien voneiner
Sturmkatastropheheimgesuchtwurde ,die allein . 008Ausrückungenderstäd - ¬
tischenFeuerwehrnotwendigmachte .VondenimNovember1931durchgeführ-¬
ten Ausrückungen erfolgten 95 zuBränden .
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